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Freiheit besser als Sputniks
Bundesminister Erhard eröffnete IX . Deutsche Industrieausstellung

Berlin (E igenbericht). Zum neunten M ale seit ßem K riege 
hob Bundeswirtschaftsm inister Erhard im Berliner Messe­
gelände am Funkturm  die Deutsche Industrie-Ausstellung 
Berlin  aus der Tau fe —  sein „liebstes K in d“ , w ie  er in einer 
temperamentvollen Bede vor etwa 1000 prominenten Vertretern 
von W irtschaft und Verwaltung W estberlins, der Bundesrepu­
b lik  und des befreundeten Auslandes bekannte. Im  Vorder­
grund der durch häufigen B eifa ll unterbrochenen Ausführungen 
Erhards stand seine Antw ort auf eine Herausforderung der 
sowjetzonalen Behörden zu einem W ettstreit um den höheren 
Lebensstandard.

„Es ist einfacher, Sputniks zu 
bauen“ , r ie f der Bundeswirt­
schaf tsminister der Versamm­
lung zu, „als eine Bevölkerung 
mit den vielen kleinen Dingen 
zu versorgen, die das Leben 
verschönern.“ Vollends sei auch 
das Lebensgefühl —  ob man 
sich als reich oder arm, als fre i 
oder beengt empfinde —  in kei­
nem Index zu erfassen, aber es 
gehöre zu dem, was w ir  als L e ­
bensstandard bezeichnen. Wenn 
der Osten in  diesem Rahmen 
den Lebensstandard in der 
Bundesrepublik und W estberlin  
übertreffen wolle, müsse er sich 
darauf in einer W eise konzen­
trieren, die ihm eine Fortsetzung 
der Bedrohung des W eltfriedens 
unmöglich machen wfiirde. „Un­
ter diesen Umständen würde es 
uns nichts ausmachen, den V er­
gleich zu verlieren“ , schloß E r­
hard.

Z w e igbe triebe  nach  B erlin

Hervorgehoben wurde die 
starke Beteiligung von Vertre­
tern der westdeutschen Eisen- 
und Stahlindustrie und der 
E lektroindustrie, an die sich 
der Präsident des Bundesver­
bandes der Deutschen Industrie, 
F r itz  Berg, später in seinem 
großen wirtschaftspolitischen 
R efera t m it der B itte  wandte, 
verstärkt A u fträge nach Berlin 
zu vergeben und nach M öglich­
keit hier Zweigbetriebe zu, er­
richten.

Der Zusammenhang zwischen 
W irtschaft und P o litik  offen­

barte sich darin, daß die an die 
Adresse des Ostens gerichteten 
politischen Ausführungen a ller 
R.edner in der Versammlung das 
lebhafteste Echo fanden ; so zum 
Beispiel als B erg  bedauerte, 
daß sich ein ige westdeutsche 
Kaufleute politisch von den ost- 
zonalen Interzonenhandelsbe­
hörden mißbrauchen ließen.

Der Präsident der Deutschen 
Industrie sprach von „gemesse­
nem Optimismus“ ; zuvor hatte

Brandt einen „beherrschten“  
Optimismus als angemessen be­
zeichnet. Der Bundeswirt-; 
schaftsminister g r iff das Stich­
w ort Optimismus auf, ließ aber 
seinerseits „keinerlei einschrän­
kende A d jek tive“  geltem  E r sei 
seiner Sache heute noch sicherer 
als im  Frühjahr.

Kaum  hatte der D irigen t des 
R.adio - Symphonie - Orchesters 
den Stab nach der Schlußmusik 
aus der Hand gelegt, da er­
klang schon aus der H a lle der 
Rundfunkindustrie Tanzmusik.- 
In  die Gruppen prom inenter 
Gäste mischten sich die ersten 
Besucher —• besonders vor der 
Ostkasse — , um vo r allem  das 
Konsumgüterangebot von fast 
1000 Ausstellern zu begutachten 
und vielleicht auch m it dem zu 
vergleichen, was der Osten bis­
her getan hat, um unseren L e ­
bensstandard zu überbieten.

U S A  —  C h i n a  a n  e i n e m  T i s c h
B eg in n  der Botschafterbespreeium gen  ü b e r  F orm osa

Warschau/Taipeh (ap/dpa). D ie 
Verhandlungen über die fr ied ­
liche Beilegung des Formosa- 
Konflik ts haben in Warschau 
m it einer fast dreistündigen 
ersten Unterredung zwischen 
dem dortigen amerikanischen 
und chinesischen Botschafter, 
Beam und W ang Ping-nan, be­
gonnen. W ährend die chine­
sischen Kommunisten die Insel 
Quemoy beschossen und die 
Amerikaner auf Formosa mo­
dernste W affen entluden, trafen 
sich die Botschafter im  W a r­
schauer M ysliw iecki - Palais, 
einem ehemaligen königlichen 
Jagdschloß. Einzelheiten über 
das Ergebnis der Besprechung 
wurden nicht bekanntgegeben. 
D ie nächste Zusammenkunft 
wurde fü r Donnerstag verein­
bart.

K urz nach Beginn der W a r­
schauer Besprechungen teilte

Radio Moskau in einer Sonder­
sendung m it, daß die Sow jet­
union die Form osa-Frage auf 
die Tagesordnung der UNO- 
Vollversammlung bringen wolle. 
G leichzeitig w erde die Sow jet­
union erneut auf die Aufnahme 
der Volksrepublik China in die 
Vereinten Nationen dringen. Die 
U SA  werden es schwerer als je  
zuvor haben, die Aufnahme der 
Chinesischen Volksrepublik zu 
„h intertreiben“ .

D ie Erfolgsaussichten der 
amerikanisch-chinesischen Be­
sprechungen in Warschau w ur­
den in dortigen diplomatischen 
Kreisen nicht allzu günstig be­
urteilt. Man erklärte, wenn sich 
überhaupt irgendein Fortschritt 
bei diesen Beratungen abzeich­
nen sollte, so würden die Be­
sprechungen wahrscheinlich auf 
einer höheren Ebene w eiter­
geführt werden.
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Eine Ghance?
J. B. G. A ls der Bundestag 

am 2. Juli einstimmig die Bun­
desregierung beauftragte, bei 
den v ie r Mächten fü r die Schaf­
fung eines Gremiums zur E r­
örterung der deutschen F rage  
einzutreten, hatte er nicht im  
entferntesten die Absicht, den 
Auftakt zu einer neuen Runde 
im  kalten K r ie g  um Deutsch­
land zu geben. Bewußt g in g  der 
W ille  a ller Fraktionen dahin, 
den Beschluß ganz einfach und 
nüchtern zu halten, um den V er­
such eines neuen Anfanges nicht 
sofort in einem ost-westlichen 
Streitgespräch ersticken zu
lassen. Daß es den Leuten in 
Pankow  sehr auf die propagan­
distische Abw ehr einer uner­
wünschten In itia tive  ankommt, 
ze ig t der Ton  ihrer m it V or­
würfen, Verdrehungen und Be­
schimpfungen aufgeladenen 
„N oten “ ,

Ebenso nüchtern, w ie  der 
f Bundestag seinen Au ftrag, hat 

die Bundesregierung ihre ent­
sprechende N ote an die v ier 
Mächte form uliert. Natürlich 
kann man sich diese Note auch 
ganz anders vorstellen, m it zün­
denden W orten, d ie das heiße 
Verlangen des deutschen Volkes 
zum Ausdruck bringen, und m it 
den gebührenden H inweisen 
auf das Geschehen in  M ittel­
deutschland. Doch w ar es sicher 
richtig, ganz einfach den V or­
schlag fü r sich sprechen zu 
lassen. Der Vorschlag verlangt 
nichts w eiter, als daß die v ie r  
Mächte sich zu einem geordne­
ten Gespräch und damit zu 
einem ernstgemeinten Lösungs­
versuch zusammenfinden. N a­
türlich können die Sow jets sich 
diesem Versuch entziehen, und 
ihre dialektische Gewandtheit 
w ird  ihnen genügend A rgu ­
mente geben, die ihren eigenen 
Bereich befried igen. A ber der 
Vorschlag ist zu vernünftig, als 
daß fü r die W e lt  außerhalb des 
Ostblocks und insbesondere fü r 
die W e lt zwischen den beiden 
Blöcken eine Ablehnung über­
zeugend begründet werden 
könnte. Zumal in dem deutschen 
Antrag das Gesprächsthema 
wiederum  m it Absicht so w eit 
gefaßt ist, daß fü r alle Aspekte 
der deutschen F rage  Raum zur 
Betrachtung ist.

*

Nun ist hier und da aus den 
Pankower Noten an die v ier

Mächte die Hoffnung gezogen 
worden, die Sow jetregierung 
würde vielleicht positiv auf den 
Vorschlag des Bundestages und 
der Bundesregierung reagieren. 
Zweifellos ist die Pankower E r­
klärung nicht ohne sowjetische 
Prü fung und Zustimmung ab­
gegeben. Man kann überdies 
sicher sein, daß die Sow jet­
union jede w irkliche oder 
scheinbare Veränderung ihrer 
Deutschlandpolitik aus ve r­
ständlichen Gründen auch durch 
Pankow  aussprechen lassen 
w ird . Und tatsächlich enthält 
die Pankower Viermächtenote 
ein ige interessante Züge.

Da ist zunächst die Über­
nahme überhaupt des Gedan­
kens eines Viermächtegremiums 
in  das eigene Programm . D ie 
Verschiedenheit der W orte  be­
sagt dabei nichts, denn ob ein 
Gremium Gespräche führt oder 
eine Kommission Konsultationen 
durchführt, ist dasselbe. In ter­
essanter als diese äußere Ähn­
lichkeit ist der Satz in der Pan ­
kower Note, daß in  den A u f­
gabenbereich der Viermächte- 
Kommission „auch die zu tre f­
fende Vereinbarung (fa llen soll), 
in welchem Stadium und in w e l­
cher Form  die beiden deutschen 
Staaten als Verhandlungspart­
ner zu den Verhandlungen hin­
zuzuziehen sind“ . Das heißt, 
daß die Beteiligung der soge­
nannten beiden deutschen Staa­
ten, genauer gesagt also der 
„D D R “ , als gleichberechtigte 
Verhandlungspartner nicht als 
zw ingende Voraussetzung und 
starre Forderung statuiert w ird . 
D ie  M itw irkung deutscher Sach­
verständiger schließt anderer­
seits auch den bundesdeutschen 
Vorschlag nicht aus.

Is t  also eine Chance da, daß 
die sowjetische Haltung elasti­
scher und gar entgegenkommen­
der w ird? Man muß sich trotz 
a ller schlechten Erfahrungen 
m it der sowjetischen Deutsch­
landpolitik in den vergangenen 
Jahren sicherlich hüten, nega­
tiv  voreingenommen zu sein. 
Aber kritische Nüchternheit 
b le ibt immer geboten. D ie Pan ­
kower N ote beharrt w ie die 
Sow jets selber in ihren E rk lä­
rungen im  letzten Frühjahr dar­
auf, daß das Thema des V ie r­
mächtegesprächs der Friedens­
vertrag fü r Deutschland sein 
soll; das Thema W iederverein i­
gung also ausgeklammert und 
„ausschließlich Angelegenheit 
beider deutscher Staaten“ zu 
bleiben habe. H ier, in  der

weiterhin versuchten Ausklam- 
merung der W iedervereinigung 
und in der damit gekoppelten 
Absicht, die deutsche Spaltung 
völkerrechtlich zu legalisieren 
durch die Scheineinheit einer 
Konföderation, h ier also liegt 
nach w ie  vor die entscheidende 
F rage, und diese F rage  ist 
offen. *

Deutsche Ungeduld in  der 
deutschen Frage ist w eiß  Gott 
berechtigt; aber sie darf in der 
P o litik  nicht zur Nervosität 
werden, am wenigsten, wenn 
man es m it so harten und ge­
schickten Verhandlungsgegnern 
zu tun hat w ie den Sowjets. 
Kommen w ir  auf dem einen 
V f eg nicht weiter, werden w ir  
einen anderen W e g  fü r die 
deutsche In itia tive  suchen und 
finden. A ber man soll nicht 
alles auf einmal anfangen. V ie l­
leicht w ird  ein W e g  auch über 
die U NO  führen. V ielle icht —  
denn auch diese M öglichkeit 
muß sehr sorg fä ltig  überlegt 
und gegebenenfalls vorbereitet 
werden. D ie UNO ist ein sehr 
großes Gremium, in  dem eine 
Fü lle  gegensätzlicher Interessen 
zusammenläuft. D ort besteht 
immer die Gefahr, daß selbst 
guter W ille  schließlich bei pa­
thetischen Erklärungen und in 
lahmen Kompromissen hängen­
bleibt. Beides nutzt uns nichts, 
sowenig w ie es den Ungarn ge ­
nutzt hat. D ie Viermächtever­
antwortung aber könnte dabei 
auf der Strecke bleiben.

*

Man könnte daran denken, 
außerhalb der V ier eine Anzahl 
Mächte anzusprechen, deren 
Stimme auch von der Sow jet­
union sehr beachtet w ird ; ein 
Beispiel ist Indien. In  einem 
Memorandum könnte Sie deut­
sche Situation und die Gefahr, 
die in der Spaltung liegt, dar­
ge legt werden. A u f diese W eise 
könnte man versuchen, die 
Atmosphäre in der W e lt fü r das 
deutsche Anliegen zu beein­
flussen. Aber auch ein solcher 
Schritt bedarf v ie ler Überlegun­
gen. Im  Augenblick sollte man 
ihn jedenfalls nicht tun, w eil 
dadurch der Viermächteschritt 
der Bundesregierung leicht in 
die Begleitung neuer Gereizt­
heit kommen könnte. Denn es 
w äre nichts Erfreuliches für 
östliche Augen, was w ir  der 
W e lt  aus Deutschland darzu­
stellen hätten, zumal angesichts 
der gegenwärtigen Zuspitzung 
unseres Flüchtlingsproblems.



NATO für Verstärkung der Bnndesmarine
Beunruhigender Ausbau der sowjetischen U-Boot-Flotte in der Ostsee

V o n  u n s e r e m  K o r r e s p o n d e n t e n  
W . Bonn. —  D ie deutsche Bundesmarine, die nach den bis­

herigen Plänen nur einen sehr geringen Umfang erhalten sollte, 
w ird  wahrscheinlich wesentlich verstärkt werden müssen. Maß­
gebende Militär® der atlantischen Verteidigungsorganisation 
sind, w ie  verlautet, zu der Überzeugung gelangt, daß die A b ­
wehr der schnell wachsenden sowjetischen Ostsee-Flotte eine 
Vermehrung und Verstärkung der atlantischen Verteid igungs­
kräfte in  der Ostsee erfordert. D ie  Einstellung der neuen 
Flotteneinheiten, die im vergangenen Herbst auf Grund des 
geheimen NATO-Dokumentes G 70 vom M inisterrat der Organi­
sation beschlossen worden ist, reicht angeblich fü r diesen 
Zweck noch nicht aus.

Beunruhigt sind die w est­
lichen M ilitärs vor allem  über 
den Ausbau der sowjetischen 
U -Boot-F lotte in der Ostsee. In  
den sowjetischen Ostsee-Häfen 
sollen zur Zeit 200 U-Boote sta­
tioniert sein. Das sind mehr 
Boote, als Deutschland jemals 
zu irgendeinem  Zeitpunkt im 
zweiten W eltk rieg  einsatzbereit 
hatte. Da die Sowjetunion jähr­
lich etwa 150 neue U-Boote 
baut, wächst ihre F lo tte  in 
einem Maße an, daß sie im 
Falle eines K rieges zu einer 
ernsten Bedrohung des Nach­
schubs von Am erika nach 
Europa werden könnte. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß nach 
Berechnungen der Atlantischen 
Organisation im  Fa lle  eines 
K rieges täglich 250 000 Tonnen 
Material von Amerika nach 
Europa gelangen müßten, um 
die Versorgung der westlichen 
Streitkräfte auf dem Kontinent 
sicherzustellen. Dieser Nach­
schub kann nur gesichert w er­
den, wenn es gelingt, den so­
wjetischen U-Booten den W eg  
von der Ostsee und vom Schwar­
zen M eer in  den A tlantik 'zu  
versperren.

Diese Aufgabe w ird  jedoch 
durch die Stärke der übrigen 
sowjetischen Seestreitkräfte un­
erhört erschwert. Man glaubt 
zu wissen, daß die Sowjetunion 
allein in  der Ostsee zur Zeit 
über 12 Kreuzer, mehr als 70 
Zerstörer, 300 Minensuchboote, 
200 Schnellboote und 1000 F lu g ­
zeuge verfügt. Da außerdem 
Landungsfahrzeuge fü r zwei 
Divisionen bereitstehen, rechnet 
man damit, daß die Sowjets im 
Falle eines K rieges versuchen 
würden, die Ostsee-Ausgänge 
zwischen Schweden und Jütland 
in ihre Hand zu bringen. Die

Verteid igung des Belt und des 
Sundes ist den deutschen und 
dänischen Flottenverbänden 
übertragen worden, die aber

zusammen nur über 19 Zerstö­
rer, acht U-Boote, knapp 100 
Minensuchboote und U-Boot- 
jä ger sowie über 33 Schnell­
boote verfügen.

Deshalb w ird  zur Zeit ein. 
größeres See-Verteidigungspro- 
gramm enworfen, das der 
Bundesrepublik auch die H er­
stellung von atomgetriebenen 
Schiffen, schweren Seeminen 
und Torpedos erlauben soll*. 
Nach den Pariser Verträgeü 
w ar die Produktion dieser W a f­
fen  bisher der Bundesrepublik 
verboten worden. D ie A u f­
hebung des Verbots dürfte in 
Kürze erfolgen.

Taktik der SED-Agenten
Geständnis vor dem Bundesgerichtshof

Schm. Karlsruhe (E igenbe­
richt). Im  Prozeß gegen die 
Agenten des FDG-B vor dem 
Dritten Strafsenat des Bundes­
gerichtshofes haben sich am 
F re itag  die Reihen gelichtet. 
D er Senat hat das Verfahren 
gegen den 37 Jahre alten Pau l 
M üller aus Kassel vom gegen­
w ärtigen Prozeß abtrennen 
müssen, w eil M üller wegen ei­
nes Magenleidens nicht ver­
handlungsfähig ist. Da das Ge­
richt bereits das Verfahren ge­
gen die Angeklagten Frohnert 
und Fischbach abtreten mußte, 
w eil beide den W eg  aus der 
Sowjetzone in  die Residenz des 
Rechts nach Karlsruhe gescheut 
haben, sind von ursprünglich 
sieben Angeklagten nur noch 
v ier übriggeblieben.

Das Gericht hat in den bei­
den letzten Tagen den ältesten 
von ihnen, den 53 Jahre alten 
Heinrich Rath aus Kassel m it 
E rfo lg  vernommen. Es ist o f­
fensichtlich, daß ihm die drei 
m itangeklagten FDGB-Agenten 
aus der Zone wegen seiner hem­
mungslosen Aussagebereitschaft 
gram  sind. Rath hat bei seinen 
Aussagen zugegeben, daß er auf 
Einladung von Agenten des 
FD G B an verschiedenen Zu­
sammenkünften mit ihnen in 
Kassel teilnahm und daß er 
dabei auf Anweisung der Zo­

nenfunktionäre bestimmte Ge­
heimhaltungsmaßnahmen einzu­
halten hatte.

Rath  sagte, daß unter den 
Verbindungsleuten des FDGB 
viele ehemalige M itg lieder der 
kommunistischen Parte i gew e­
sen seien. Jedoch sei größter 
W ert darauf gelegt worden, 
sich öffentlich von jedem  K om ­
munisten zu distanzieren. So 
sei der M itangeklagte Pau l 
M üller aus Kassel auf W eisung 
des Bundesvorstandes des 
FD G B in Ostberlin von seinem 
Posten als Funktionär abgelöst 
worden, w eil „M ü ller als ehe­
maliges M itg lied  der K P D  in 
der Arbeit fü r ein enges Zu­
sammenwirken zwischen FDGB 
und DGB untragbar“ sei.

Rath selbst gab zu, daß er 
den FDGB-Agenten aus der 
Zone Auskünfte über betrieb­
liche und geschäftliche Vor­
gänge in den Kasseler Hen- 
schel-Werken (Lokom otivenfa­
brik) m itgeteilt habe. Doch 
seien die FDGB-Leute meist 
schon besser unterrichtet gew e­
sen als er.



Kreml für neue Konferenz
10. November in Genf: Verhinderung von Überraschungsangriffen

Moskau (ap). D ie Sowjetunion hat sich zu Sachverständigen- 
hesprechungen über die Möglichkeiten zur Verhinderung von 
¿Überraschungsangriffen bereit erklärt. Sie schlug in einer Note 
an die amerikanische Regierung als Tagungsort Genf und als 
Tagungsbeginn den 10. Novem ber vor. Teilnehm er der K on fe­
renz sollen außer den v ier Großmächten Belgien auf westlicher 
und Dolen, die Tschechoslowakei und Rumänien auf östlicher 
Seite sein, um eine zahlengleiche Vertretung der Bänder des 
Warschauer Paktes und des Atlantikpaktes sicherzustellen.

M it der Bereitschaft zu der­
artigen  Sachverständigenbespre­
chungen, die den erfolgreichen 
Beratungen der Atom experten 
aus acht Ländern über die K on ­
tro lle eines Atom testverbots 
ähneln würden, nahm die So­
w jetunion einen amerikanischen 
Vorschlag an. Sie vertritt in der 
Note zugleich die Ansicht, daß 
das Ergebnis der Besprechun-

Berlin  (dpa). D ie . Ärzteflucht 
aus der Sowjetzone hat jetzt 
die SED veranlaßt, ihre H a l­
tung zu überprüfen und Fehler 
in der Behandlung der Ärzte 
einzugestehen. Im  SED-Zentral- 
organ »Neues Deutschland“ hat 
ein „verdienter A rz t des V o l­
kes“  zugegeben, daß den W ün­
schen und Sorgen der m edizi­
nischen In telligenz von einzel­
nen Behörden nicht die nötige 
Aufmerksamkeit geschenkt w or­
den sei. Parte i und Regierung 
w ollten  jedoch, daß die Ärzte 
in Ruhe und ohne äußere und 
innere Störung arbeiten könn­
ten.

In  dem A rtike l w ird  den 
Ärzten in der Sowjetzone zuge­
sichert, daß ihnen keine partei­
politische Bindung zur Auflage 
gemacht w ird. Es stehe der 
SE D -Politik  entgegen, wenn 
ein ige Genossen im  K re is  Lan ­
gensalza verlangt hätten, die 
Ärzte müßten ihre eigenen P ra ­
xen bis zu einem bestimmten 
Term in aufgeben. Besonders 
den älteren Ärzten würde es 
schwerfallen, in den staatlichen 
Gesundheitsdienst einzutreten. 
Sie könnten ihre eigene Praxis 
so lange weiterführen, bis sie 
persönlich die Aufgabe wün­
schen.

gen nur als vorbereitende A r­
beit gew ertet und die Entschei­
dung den Regierungen über­
lassen bleiben solle.

Zugleich g ib t d ie Sow jetregie­
rung ihrer Erwartung Aus­
druck, daß praktische V or­
schläge der Sachverständigen 
eine fruchtbare Erörterung des 
Problem s der Verhütung von 
Überraschungsangriffen auf einer

Eine wissenschaftliche Zu­
sammenarbeit m it der Bundes­
republik w ird  im  „Neuen 
Deutschland“ als nützlich be­
zeichnet. D ie Bezirksräte sollten 
erfahrenen und befähigten Ä rz­
ten den Einzelbesuch von K on ­
gressen und Fachtagungen in 
Westdeutschland gestatten. Es 
w ird  auch zugegeben, daß ver­
schiedentlich K inder von Ä rz­
ten auf Grund von Fehlentschei­
dungen der Besuch einer Ober­
schule oder einer Universität 
verw eigert worden sei.

Gefängnis für West- 
Medikamente

Zu zwei Jahren und sechs 
Monaten Gefängnis verurteilte 
das Ostberliner Stadtgericht 
den 64jährigen Apotheker Dr. 
Josef Priemer. Das Gericht 
sprach außerdem ein fünfjäh­
riges Berufsverbot und eine 
Geldstrafe von 6000 DM  aus. 
W ie  die Sowjetzonen-Agentur 
adn berichtet, wurde ihm vor­
geworfen, „ein großes Lager 
von Medikamenten, Präparaten, 
Opiaten und rauschgifthaltigen 
Tabletten, die aus der Bundes­
republik stammten“ , unange­
meldet in seiner Wohnung ver­
steckt zu haben.

G ipfelkonferenz erleichtern wür­
den. D ie vorbereitenden Bespre­
chungen der Sachverständigen 
sollen nach sowjetischer Ansicht 
auf v ier bis fün f Wochen be­
grenzt werden,* eine Einschrän­
kung, die vom  W esten bei ähn­
lichen Anlässen stets abgelehnt 
worden war. ,

D ie Sachverständigenbespre­
chungen über Methoden zur 
Verhinderung von Über­
raschungsangriffen waren ur­
sprünglich von den U SA am 
31. Juli angeregt worden. Als 
die Sowjetunion hierauf nicht 
sogleich antwortete, mahnten 
die USA am 7. September eine 
A ntw ort an.

Am  31. Oktober werden in 
Genf bereits die Verhandlungen 
über ein Abkommen zur E in­
stellung der Atomwaffenver­
suche beginnen.

Westen für Gipfeltreffen
London (ap/dpa). D ie USA 

und Großbritannien haben er­
klärt, die Sowjetunion habe die 
Vorbereitungen fü r eine Ost- 
W est-G ipfelkonferenz blockiert. 
In  Noten an die tschechoslowa­
kische R eg ierung versicherten 
die beiden Staaten gleichzeitig 
ihr Interesse an der Erörterung 
von M öglichkeiten zur M inde­
rung der Spannungen unter den 
kommunistischen Ländern im 
Falle  einer Gipfelkonferenz.

D ie westlichen Noten beant­
worten ein Memorandum der 
tschechoslowakischen Regierung 
vom 31. Mai, in  dem den W est­
mächten eine Verzögerung der 
G ipfelkonferenz vorgeworfen 
worden war. Beide Regierungen 
weisen diese Vorw ürfe zurück 
und erklären, daß eine G ipfel­
konferenz zufriedenstellend vor­
bereitet werden müsse, wenn 
sie zu Vereinbarungen über 
klare F ragen  führen solle. Ob­
wohl die britische Regierung 
die Teilnahme der Tschecho­
slowakei an einer G ipfelkonfe­
renz als nützlich und konstruk­
tiv  bezeichnet, w ird  sowohl von 
britischer w ie von amerikani­
scher Seite betont, daß Betrach­
tungen über die Teilnehmer 
einer derartigen Konferenz 
„verfrüht“  seien, solange keine 
gemeinsam angenommene T a ­
gesordnung form uliert sei.

S E D - S e l b s t k r i t i k  w e g e n  Ä r z t e f  Sucht
„Mediziner wurden falsch behandelt“



Liebesromane bereiten den Krieg vor
Aufzeichnnngen über Ereignisse und Stimmungen in der Zone

B. Berlin, (Eigenbericht)
Durch fortgesetzte Übertrei­

bungen und Fälschungen w ird  
die SBD-Propaganda im hohen 
Maße unglaubwürdig. W e r  die 
SED-Presse verfolgt, kann ohne 
Schwierigkeiten eine V ielzahl 
von Widersprüchen über das 
Leben in der Zone feststellen. 
D ie eigenen Berichte von E r­
eignissen und Vorfä llen  strafen 
jedenfalls die optimistischen 
Erklärungen Lügen. Und der 
Dreh m it den Agenten und 
Spionen, m it den Volksfeinden 
und Verrätern ist längst der 
Lächerlichkeit anheimgefallen.

H A L L E
In  einer Woche 335 000 Ost­

mark Brandschäden. D ie SED- 
Zeitung „F reiheit“  meldet eine 
erschreckende Zunahme von 
Brandschäden in Industrie und 
Landwirtschaft. Durch fahrläs­
siges Umgehen mit Zündstoffen, 
in folge Nichtbeachtung der 
Brandschutzbestimmungen und 
wegen schadhafter Beschaffen­
heit der Löscheinrichtungen 
entstanden im Bezirk H alle in 
einer W oche fü r 335 000 Ost­
mark Schäden. Ein T e il der 
Brände entstand durch Funken­
flug der m it Braunkohlen ge­
heizten Lokom otiven der 
„Reichsbahn“ . Dadurch seien 
Mähdrescher und G etreidefelder 
vernichtet. Diese Zustände w ür­
den die Bonner K riegstre iber 
begünstigen, die ihren psycho­
logischen K r ie g  gegen  die 
„D D R “ führten.

Ausländische Künstler begei­
sterten. V ie l B eifa ll erhielten 
die Como-Brothers aus Holland 
m it ihrer Schulter-Perche-At- 
traktion, „M ax et L i ly “ aus 
Frankreich m it einer Step- 
Spring-Tanzschau sowie das 
südamerikanische Annadel-R io- 
T rio  m it feurigen Rhythmen.

COSWIG
Die größte Gipsschwefelsäure­

fabrik  der W elt. Sie soll in Cos­
w ig  entstehen. Zunächst ist sie 
noch eine Baustelle. A ls 
Schwierigkeiten bezeichnet die 
SED das Fehlen eines Planes, 
eines Zieles, ungenügende po li­
tische A rbeit und unzureichende 
Arbeitsorganisation.

D ie Bauarbeiter feiern „B lu­
menfeste“ , spielen Skat und

trinken gern Alkohol. Das sei 
eine falsche Auffassung und er­
zeuge eine -falsche Moral und 
Arbeitsbummelei, meinen die 
SED-Funktionäre. Es würde in 
Cosw ig geduldet, daß Arbeiter 
fortschrittlichen Brigadieren 
drohende W orte zurufen, wenn 
diese die sowjetischen Mamai- 
methode propagieren.

SXBALSHND
Mangel an Vertrauen: Repu­

blikflüchtigen wurde vorgewor- 
fen, sie hätten in den vergan­
genen Jahren FD GB-Ferien- 
plätze in Anspruch genommen, 
einen Kuraufenthalt auf Kosten 
der Arbeiter genossen und P rä ­
mien fü r gute A rbeit einge­
steckt, dann aber schnöde das 
Friedenslager verlassen. Das sei 
ein Mangel an Vertrauen zu 
den Betriebsfunktionären, ein 
überwechseln in das Lager des 
Feindes, eine Flucht zu den 
Kriegstreibern. In  Zukunft sol­
len sich die Gewerkschafts­
funktionäre noch mehr um die 
„persönlichen D inge“ jedes ein­
zelnen Arbeiters kümmern. D ie 
„Gewerkschaft der Kosten­
trägerstückrechnung“ verpflich­
tete sich, in der Volksw erft 
Stralsund die Aufklärung zu 
verstärken.

SASSNITZ
W estliche Liebesromane im 

V E  Fischkombinat. In  vielen 
Gesprächen m it Arbeitern  hört 
man nach einem Bericht der 
„SED-Ostseezeitung“ im V E
Fischkombinat Saßnitz und in 
vielen Seefahrtsbetrieben die
Ansicht: „W ir  lesen doch höch­
stens einen Liebesroman von
drüben, und der- hat doch 
nichts m it der Po litik , ge­
schweige denn m it der Feind- 
arbeit zu tun.“ Dazu erklärte 
u. a. die SED in  der „Ostsee­
zeitung“ : „D ie Liebesromane
aus dem W esten enthalten Roß­
täuschertricks. Es sei bisweilen 
von Agenten die Rede, die von 
Moskau aus die kommunistische 
Herrschaft auf die Bundes­
republik ausdehnen wollten. 
Daraus muß man den Schluß 
ziehen, die L iteratu r in W est­
deutschland dient dem poli­
tischen Ziel der im perialisti­
schen Klasse. D iese A rt von 
Liebesromanen hat nichts mehr

m it Menschlichkeit zu tun, son­
dern m it der Vorbereitung 
eines neuen K rieges.“

Karto ffe lm angel —  Feh ler der 
Staatsfunktionäre. A u f einem 
Ausspracheabend in  Saßnitz 
kam zum Ausdruck, daß der 
Handel bei der K arto ffe lver­
sorgung versage, w eil die 
staatlichen Geschäfte keine 
richtige Bedarfsforschung ge­
trieben hätten.

KOSTOCK
. Kunden-Abwehrmedaillen fü r 

die staatlichen Verkäufer. In  
Leserbriefen , die in  der „Ost- 
sgezeitung" Rostock veröffent­
licht werden, beklagen sich 
Bewohner des Küstenbezirks 
über die schlechte Bedienung, 
über die Unsauberkeit der Ge­
schäfte und über die Unfreund­
lichkeit des Verkaufspersonals« 
Jeder habe nur den Verkaufs­
plan und die Präm ie im  Auge. 
Im  M ittelpunkt stelle nicht der 
Mensch, sondern der Plan« 
Man müsse deshalb eine Ku n­
den - Abwehrm edaille stiften. 
Auch die Gaststätten bemühten 
sich nicht um neue Kunden, 
sondern verdienten eine „Gäste- 
Abwehrm edaille“ .

Gäste der Staatsoper Sofia 
spielten im  Volkstheater R o ­
stock „A ida “ . Wohnbezirksaus­
schüsse der Nationalen Fron t 
veranstalten regelm äßig La ter­
nenumzüge fü r die Kinder.

LEIPZIG
Leip ziger Messe - Schlager 

wurden in den Kaufhäusern 
ausgestellt. Reichhaltig ist zur 
Messe-Zeit das Angebot an 
Kostümen, Stoffen und M än­
teln. Ein Herrenanzug aus Im ­
portgeweben kostet im  K a u f­
haus des Konsums gegenüber 
der Thomaskirche 389 Ostmark. 
In  den Schauburg-Liehtspielen 
gab es während der Messezeit 
den „unpolitischen“ F ilm  
„M eine Frau macht Musik“ . In  
den Kammerspielen sah man 
„Tartu ffe“ . Im  W eißen Saal am 
Zoo gastierte die belgische 
Diseuse Simone Cordet, im  
Felsenkeller tanzte man zum 
Messeball, und das HO-Carola- 
Kasino inserierte „als dezente 
Nachtgaststätte m it einem Bar- 
T r io  und einem W einabteil“ .



Für das Recht auf Heimat
Lemmer und Brandt vor Vertriebenen in der Berliner Waldbübne

B erlin  (E igenbericht). „Es g ib t keine fr e i gewählte deutsche 
Kegierung, d ie der Oder-Neiße als endgültiger Grenze zustim­
men w ird“ , sagte Bundesminister Lem m er vor rund 30 000 H ei­
m atvertriebenen in  der überfüllten Berliner Waldbühne anläß­
lich  des „T a g  der Heim at“ . E r  bezog sich dabei auf eine Rede 
des stellvertretenden polnischen Verteidigungsm inisters. Berlins  
Regierender Bürgerm eister W il ly  Brandt erklärte auf der 
gleichen Großveranstaltung. „ In  der Zone geht es nicht so 
w eiter. In  unserem Bewußtsein steht die Uhr auf fün f Minuten 
vor zw ölf.“

U nter dem großen B eifa ll der 
zum T e il in ihren malerischen 
Volkstrachten erschienenen H e i­
matvertriebenen aus W est- und 
Ostberlin und aus der Sow jet­
zone meinte Lem m er w e iter: 
„Sollte dies (d ie endgültige 
Grenze) die Meinung der po l­
nischen R egierung sein, so 
würde die F rage  der Aufnahme 
von diplomatischen Beziehungen 
auf den St. N im m erleinstag ver­
schoben werden. D ie  Bundes­
reg ierung ist der Meinung, daß 
diese schwierige F rage  der 
deutschen Ostgrenzen erst nach 
der W iederverein igung durch 
einen Friedensvertrag von einem 
Gesamtdeutschland gelöst w er­
den kann.“

Der Bundesminister ve r­
sicherte nachdrücklich, daß das 
deutsche V olk  den aufrichtigen 
Wunsch habe, m it seinen sla­
wischen Nachbarn in ein ebenso 
freundschaftliches Verhältnis zu 
kommen w ie  etwa m it Frank­
reich. W örtlich  sagte e r : „W ir  
anerkennen das Lebensrecht der 
polnischen, russischen und 
tschechischen Völker, haben 
aber daher auch das Recht zu 
der F rage : W ann endlich w ird  
auch dem deutschen V o lk  sein 
Lebensrecht zugestanden?“

„Das Recht auf die Heim at 
ist eines der unabdingbaren 
Rechte jedes Menschen“ , sagte 
Brandt. „D ie Geschichte sollte 
a lle Nationen lehren, daß aus 
m it Unrecht vergoltenem  Un­
recht noch nie Recht gew or­
den ist.“

Auch auf die große Gefahr, 
daß sich das eigene Volk  m it 
dem „Zustand widernatürlicher 
Zerklüftung“ abfinden könnte, 
w ies Berlins Regierender Bür­
germ eister hin.

Viele aus der Zone
Die Anteilnahme der V ertrie­

benen an dieser alljährlichen

machtvollen Kundgebung über­
tra f fast noch die vergangenen 
Jahre. Bei herrlichem Sonnen­
schein strömten sie von allen 
Seiten zusammen, zum großen

Auch in  der Bundesrepublik 
wurde von den Vertretern der 
Bundesregierung, der V ertrie- 
benenverbände und der po liti­
schen Parteien  auf zahlreichen 
Kundgebungen erneut das 
Recht auf die Heim at prokla­
m iert. Bundeswirtschaftsm ini­
ster Erhard ermahnte auf dem. 
6. Bundestreffen der Oberschle­
sier in Bochum vor über 120 000 
Heim atvertriebenen und Einhei­
mischen die Staatsmänner a ller 
W elt, über die Grenzen hinaus 
etwas von jener Verantwortung 
zu bezeugen, die einen Frieden  
ermögliche, aus dem die deut­
sche F rage einer gerechten L ö ­
sung zugeführt werden könnte. 
D ie totalitären Staaten erheben 
immer w ieder ihre Stimme fü r 
das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker in  Asien und A frika, 
sagte der M in ister; im z iv ili­
sierten Europa aber geschehen 
D inge, die eine Schmach fü r 
die ganze Menschheit bedeuten.

Das Recht auf Heimat, so er­
klärte der M inister, sei unver­
lierbar. U lbricht habe nicht das 
geringste moralische Recht, auf 
die Gebiete hinter der Oder- 
N eiße-L in ie zu verzichten. Das 
Potsdamer Abkommen sei nur 
ein Provisorium  gewesen. An  
die v ier Großmächte appellierte 
Erhard, ihrer übernommenen 
Verpflichtung nachzukommen 
und in einem endgültigen F r ie ­
densvertrag die deutsche Frage 
zu lösen.

Den endgültigen „Schluß­
strich unter die tragischen V er­
irrungen in der Vergangenheit“ 
auf deutscher wne auf polnischer 
Seite forderte der Präsident der

T e il bereits von den Morgen- 
an dachten der beiden Kon­
fessionen. Dabei waren viele 
Heimatvertriebene, w ie der V or­
sitzende des Berliner Landes­
verbandes, Dr. A lfred  Rojek, 
bekanntgab, in der Zone aus 
den Zügen geholt worden. 
Trotzdem  war ein großer P ro ­
zentsatz der Besucher aus der 
Zone gekommen. Man sah sogar 
Schwerbeschädigte in Kranken­
fahrstühlen und vor allem auch 
eine erfreulich hohe Zahl von 
Jugendlichen.

pommersc-hen Abgeordnetenver­
sammlung, Dr. Curt H off mann 
(Lübeck), in K ie l anläßlich des 
zehnjährigen Bestehens der 
Pommerschen Landsmannschaft. 
E iner vertrauensvollen Kontakt­
aufnahme m it Po len  stehe die 
Landsmannschaft durchaus 
nicht ablehnend gegenüber. Von 
der vielfach behaupteten „E rb­
feindschaft“ zwdschen beiden 
Völkern könne keine Rede sein. 
Diplomatische Beziehungen zu 
Po len  halte die Ländsmann­
schaft im  gegenwärtigen Zeit­
punkt nicht fü r richtig.

D er Bund der Danziger fe i­
erte den T ag  der Heim at in 
Konstanz m it einem Treffen  
unter der Schirmherrschaft des 
baden-württembergischen M in i­
sterpräsidenten Dr. Gebhard 
Müller. A u f einer Kundgebung 
im Konstanter Konzilgebäude 
betonte der Präsident der Ver­
tretung der Freien Stadt Dan­
zig, Dr. N orbert Sternfeld (Lü ­
beck), daß die Danziger ihren 
unverzichtbaren Rechtsanspruch 
selbst verfechten müßten. D ie 
Bundesregierung sei dazu im 
Blick auf die durch den V er­
sailler Vertrag geschaffene 
Rechtslage nicht legitim iert. 
Diese Einstellung habe m it Se­
paratismus nichts zu tun. Die 
Danziger, die immer treu zu 
Deutschland gestanden hätten, 
könnten sich erst nach der fr ied ­
lichen Rückgewinnung ihrer 
Heim at in  fre ier Selbstbestim­
mung über die Zugehörigkeit 
ihrer Stadt entscheiden. Stern­
fe ld  betonte, daß die Danziger 
zu guter Nachbarschaft m it P o ­
len bereit seien.

Erhard an die Staatsmänner der Welt



Rote Quadriga?A l t e  M e n s c h e n  s o lle n  g e h e n
Nur Gebrechliche dürfen aus der Sowjetzone ab wandern
Berlin  (dpa). N ur alte und ge­

brechliche Menschen, die dau­
ernder P flege bedürfen, haben 
noch berechtigte Aussicht, aus 
der Sowjetzone auf Antrag in 
die Bundesrepublik lega l über­
siedeln zu können. D ies geht 
aus einem Bericht des Unter­
suchungsausschusses fre iheit­
licher Juristen hervor. Aber 
auch fü r diese Antragsteller 
w erde die Genehmigung nur er­
teilt, wenn sie ganz allein­
stehend sind, das heißt, es darf 
sich kein A ngehöriger in der 
Sowjetzone oder in Ostberlin 
befinden. Außerdem darf kein 
naher Verwandter geflüchtet 
sein.

Verrat am Sozialismus
D ie grundsätzliche Einstel­

lung der Sowjetzonenmacht­
haber zur Übersiedlung in die 
Bundesrepublik und nach W est­
berlin sei die Feststellung des 
letzten SED-Parteitages, daß 
„jede Übersiedlung eine H ilfe  
fü r die westdeutsche M ilitär­
basis und einen Verlust von 
Arbeitskräften fü r die DDE.“ 
bedeute. Das Innenministerium 
und die Volkskammer der So­
w jetzone hätten auf Eingaben 
der Betroffenen ferner erklärt, 
daß bei den Entscheidungen 
über Ausreiseanträge davon 
auszugehen sei, daß jede Über­
siedlung „eine Unterstützung 
des Adenauer - Regim es und 
einen, Verra t am Sozialismus“ 
darstelle.

Ausreisegenehmigungen w ür­
den auch dann nicht erteilt, 
wenn m it der Begründung nach­
gesucht w ird , daß der A n trag­
steller m it einem Westdeutschen 
oder W estberliner eine Ehe ein­
gegangen ist. In  einzelnen Ent­
scheidungen der Sowjetzonen­
stellen sei hierzu erklärt w or­
den, daß aus der Tatsache der 
Eheschließung m it einem W est­
bewohner kein Anspruch auf 
eine Übersiedlungsgenehmigung 
hergeleitet werden könne. D er 
Ehepartner habe ja  die M ög­
lichkeit, jederzeit in die „DDR.“ 
überzusiedeln. M it dem H in ­
w eis auf die gleiche M öglichkeit 
würden in  letzter Zeit Über­
siedlungsgenehmigungen auch 
dann verw eigert, wenn der Ehe­
gatte lega l in die Bundesrepu­
b lik  oder nach W estberlin  um­
gezogen ist, oder wenn K in der

zu ihren E ltern  und umgekehrt 
übersiedeln wollen. Is t  ein 
naher Fam ilienangehöriger in  
die Bundesrepublik oder nach 
W estberlin  geflüchtet, so w ird  
nach dem U fJ-Bericht jeder 
A n trag auf Übersiedlungs­
genehmigung ab gelehnt. Auch 
nachträgliche Ausreisegenehmi­
gungen werden nicht erteilt.

Durch Vopo überwacht
Besondere Schwierigkeiten 

entstehen den Betroffenen in 
den Fällen, in denen ihr Aus­
reiseantrag abgelehnt worden 
ist. Sie werden von der Volks­
po lize i verstärkt überwacht. 
Vertrauenspersonen müssen so­
fo r t  melden, wenn die Betroffe­
nen Bürger Hausrat und M öbel­
stücke veräußern oder verschen­
ken, sie K o ffe r  w egbringen oder 
Pakete abschicken. In  diesen 
Fällen  w ird  angenommen, daß 
die Betroffenen aus der Sow jet- 
zone flüchten wollen. In  einzel­
nen Fällen  sei den Betroffenen 
auch unmittelbar nach der A b ­
lehnung des Ausreiseantrags 
der Personalausweis abgenom­
men worden. D ie Antragsteller 
erhalten dann einen Behelfsaus­
weis, der nur zum Aufenthalt 
in  einem bestimmten Gebiet der 
Sow jetzone berechtigt. D ie Aus­
w eise w erden nach einer ge­
w issen Zeit zurückgegeben, 
wenn keine Vorbereitungen zur 
Republikflucht nachgewiesen 
werden.

Kein Bonner Geheimplan
Bonn (dpa). E in Sprecher des 

Gesamtdeutschen Ministeriums 
w ies eine Behauptung SED-Se- 
kretär Ulbrichts zurück, es 
gebe einen Geheimplan der 
Bundesrepublik und der drei 
W estmächte zur W iederverein i­
gung. D ie P läne und A uffas­
sungen zu dieser F rage  seien 
stets in a ller Öffentlichkeit, vor 
allem  im Bundestag, erörtert 
worden. Ih re Grundzüge seien 
überall bekannt. Von einem 
„Geheimplan“ , w ie  ihn Ulbricht 
am F reitag  in  einem Fernseh­
in terv iew  geschildert hatte, 
könne keine Rede sein. Auch 
ein SPD-Sprecher bezeichnete 
die Behauptung Ulbrichts als 
„propagandistischen Unsinn“..

D T . So überraschend kommt 
er nicht —  der Beschluß des 
Ostberliner M agistrats, den 
preußischen A d ler ynd  das 
Eiserne K reuz aus der Hand 
der V ik toria  in  der Quadriga 
herausbrechen zu lassen. „D ie  
große W ende fü r das deutsche 
V o lk  begann“ , verkündet der 
Ostberliner M agistrat stolz, 
„a ls am 2. M ai 1945 die Soldaten 
der siegreichen Sowjetarm ee die 
rote Fahne des Sozialismus auf 
dem Brandenburger T o r  hißten. 
Seit dieser Zeit ist das T o r  kein 
W ahrzeichen fü r chauvinistische 
Exzesse und Preußens Gloria 
mehr. In  der D D R  und ih rer 
Hauptstadt ist auf dem w ieder­
hergestellten Brandenburger 
T o r  kein P la tz  fü r Haken­
kreuze, Eiserne Kreuze und fü r 
den Preußenadler.“

Im  D ritten  Reich ist, das ist 
jedermann bekannt, das Eiserne 
K reuz nicht durch das Haken­
kreuz ersetzt worden. Aber man 
w ir ft, damit man sich „äntiU 
faschistisch“ gebärden kann, 
beide zusammen. D iese Em ­
bleme —  und h ier w ird  bös­
w illig  H itlers Terrorzeichen m it 
dem Preußenadler und dem 
Eisernen K reuz in  einen T o p f 
gew orfen —  hätten, w ird  w e i­
terhin erklärt, den deutschen 
Nam en in  der ganzen W e lt  m it 
Schimpf und Schande bedeckt*.

D ie Quadriga auf dem Bran­
denburger T o r  ist im  Bewußt«* 
sein der Berliner niemals ein 
Sym bol „kriegerischen Geistes“  
gewesen, sondern ein W ahrzei­
chen ihrer Stadt, geschaffen von 
den großen Bildhauern Schadow 
und Schinkel. D ie rote Fahne 
aber ist seit 1945 ein Sym bol 
fü r die Unterdrückung unserer 
Landsleute hinter dem Bran­
denburger Tor. D er Versuch, 
die Fahne am 17. Juni 1953 w ie­
der herunterzuholen, g in g  tra­
gisch fehl.

B leib t die F rage : Soll kün ftig  
die „S iegesgöttin “ die rote 
Fahne in der Hand halten? W as 
auch immer die Pankower je tz t 
Vorhaben —  sie sollen wissen, 
daß Berlin  und Deutschland 
sich auf dem Brandenburger 
T o r  keine Provokationen bieten 
lassen werden^



BIEBER DER WOCHE. Oben: Anschlag auf Soustelle. In Paris wurde auf den 
französischen Informationsminister ein Anschlag verübt. Der Pariser Polizeipräfekt 
Papon (zweiter von links) untersucht den durchschossenen Wagen, — Unten: Für das 
erste Berliner Familien-Eeriendorf in Nadenberg bei Lindenberg (Allgäu) wurde in 
Anwesenheit des bayerischen Ministerpräsidenten Seidel und des Berliner Bürger­

meisters Amrehn (am Rednerpult) der Grundstein gelegt.


